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Bericht und Antrag 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeiegten 
Vorschlag einer Richtlinie des Rats zur Angieichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Begrenzung des 
Schwefelgehaltes bestimmter flüssiger Brennstoffe 
— Drucksache 7/1758 — 

A, Problem 

Der Schwefelgehalt von leichtem Heizöl und Dieselkraftstoff 
(Gasöl) wirkt durch Luftverunreinigung nachteilig auf die Ge- 
sundheit der Bevölkerung und die Umwelt ein. Eine Beschrän- 
kung des Schwefelgehaltes ist deshalb notwendig. Da in den 
einzelnen Mitgliedstaaten unterschiedliche Rechtsvorschriften 
über den Höchstgehalt von Schwefel in Brennstoffen bestehen, 
ist eine einheitliche Regelung notwendig. 


B. Lösung 

Schrittweise Herabsetzung des Schwefelgehaltes für 

— Gasöl Typ A — jedes Gasöl mit niedrigem Schwefelgehalt, 
dessen Verwendung keinen Beschränkungen in dem Mit- 
gliedstaat unterliegt — 

ab 1. Oktober 1976 auf 0,5 Gewichtsprozent 
ab 1. Oktober 1980 auf 0,3 Gewichtsprozent 

— Gasöl Typ B — jedes Gasöl, das in Gebieten und Zonen 
verwendet werden soll, wo der gemessene Grad der Luft- 
verschmutzung durch Schwefeldioxid ausreichend niedrig 
ist, oder wo der Beitrag des Gasöls zur Luftverschmutzung 
durch Schwefeldioxid nicht signifikant ist — 

ab 1. Oktober 1976 auf 0,8 Gewichtsprozent 
ab 1. Oktober 1980 auf 0,5 Gewichtsprozent. 
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C. Alternativen 

Übernahme der in der Dritten Verordnung zur Durchführung 
des Bundes-Immissionssdiutzgesetzes (Verordnung über Schwe- 
felgehalt von leichtem Heizöl und Dieselkraftstoff — 3. BIm- 
SchV) enthaltenen Begrenzung des Schwefelgehalts 
ab 1, Mai 1975 auf 0,55 Gewichtsprozent 
ab 1. Mai 1976 auf 0,50 Gewichtsprozent 
ab 1. Januar 1979 auf 0,30 Gewichtsprozent. 


D. Kosten 

öffentliche Haushalte werden durch die Richtlinie nicht be- 
lastet. 
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A. Bericht der Abgeordneten Konrad und Dr. Gruhl 


Der Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften wurde von der Bundesregierung mit 
Datum vom 5. März 1974 dem Deutschen Bundestag 
zur Unterrichtung zugeleitet und dem Innenaus- 
schuß federführend und dem Ausschuß für Wirt- 
schaft mitberatend überwiesen (vgl. Stenografischer 
Bericht der 85. Sitzung vom 14. März 1974 S. 5478). 

Der Innenausschuß hat seine Beratungen in der 
Sitzung am 19. Februar 1975 abgeschlossen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat in seiner Stel- 
lungnahme vom 15. Januar 1975 empfohlen, die 
Bundesregierung aufzufordern, sich bei den weite- 
ren Beratungen in Brüssel dafür einzusetzen, daß 
als Endtermin für die Absenkung des Sdiwefelge- 
haltes sowohl bei Typ A als auch bei Typ B der 
1. Januar 1979 vorgesehen wird und in die Richt- 
linie Ausnahmeregelungen für den Fall von Ver- 
sorgungsschwierigkeiten aufgenommen werden. 

Der Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften hat im wesentlichen folgenden In- 
halt: 

Begrenzung des Schwefelgehaltes von leichtem 
Heizöl und Dieselkraftstoff (Gasöl) für 

— Gasöl Typ A — jedes Gasöl mit niedrigem 
Schwefelgehalt, dessen Verwendung keinen Be- 
schränkungen in dem Mitgliedstaat unterliegt — 
ab 1. Oktober 1976 auf 0,5 Gewichtsprozent 

ab 1. Oktober 1980 auf 0,3 Gewichtsprozent 

— Gasöl Typ B — jedes Gasöl, das in Gebieten und 
Zonen verwendet werden soll, wo der gemessene 
Grad der Luftverschmutzung durch Schwefeldio- 
xid ausreichend niedrig ist, oder wo der Beitrag 
des Gasöls zur Luftverschmutzung durch Schwe- 
feldioxid nicht signifikant ist — 

ab 1. Oktober 1976 auf 0,8 Gewichtsprozent 
ab 1. Oktober 1980 auf 0,5 Gewichtsprozent. 

Die deutsche Dritte Verordnung zur Durchführung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung 
über Schwefelgehalt von leichtem Heizöl und Diesel- 
kraftstoff — 3. BImSchV) (Bundesgesetzbl. 1975 I 
S. 264) enthält, ohne zwischen Gasöl Typ A und 
Typ B zu unterscheiden, dieselben Begrenzungen, 
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die allerdings zu den folgenden früheren Terminen 
einzuführen sind 

ab 1. Mai 1975 0,55 Gewichtsprozent 
ab 1. Mai 1976 0,50 Gewichtsprozent 
ab 1. Januar 1979 0,30 Gewichtsprozent. 

Die regionalisierte Lösung für Dieselkraftstoff, 
wie sie für den Gasöl Typ B vorgesehen ist, wird für 
die Bundesrepublik Deutschland nicht für zweckmä- 
ßig erachtet. Da der Schwe felgehalt nach der 3. 
BImSchV einheitlich begrenzt wird, tritt diese Frage 
auch nicht auf. Im übrigen bleibt die Lösung dieses 
Problems jedem einzelnen Mitgliedstaat überlassen. 

Die in dem Richtlinienvorschlag enthaltene Herab- 
setzung des Schwefelgehalts des Gasöltyps A trägt 
nach Ansicht des Innenausschusses den Erforder- 
nissen des Umweltschutzes einerseits und den tech- 
nischen Möglichkeiten zur Begrenzung des Schwefel- 
gehalts in Gasöl andererseits Rechnung. 

Der Innenausschuß hält es jedoch für erforderlich, 
daß die Begrenzungen wegen der vorhandenen Be- 
lastung der Atmosphäre mit Schwefeldioxid und der 
sich daraus ergebenden Auswirkungen auf die Be- 
völkerung möglichst frühzeitig in Kraft treten. Der 
Termin für die Begrenzung des Schwefelgehalts des 
Gasöltyps A auf 0,3 Gewichtsprozent bis zum 1. Ok- 
tober 1980 geht über die für die Errichtung von 
Entschwefelungsanlagen erforderliche Frist weit 
hinaus. Da für die Planung und Errichtung der Ent- 
schwefelungsanlagen nicht mehr als drei Jahre er- 
forderlich sind, kann die Vorbereitung auf die Ein- 
führung der Begrenzung des Schwefelgehalts auf 0,3 
Gewichtsprozent nach Auffassung des Innenaus- 
schusses in den Mitgliedstaaten schon wesentlich 
früher abgeschlossen werden. 

Der Innenausschuß geht daher von der Erwartung 
aus, daß die Termine für das Inkrafttreten der Be- 
stimmungen vorverlegt werden. 

Kostenmäßig werden die öffentlichen Haushalte 
nicht belastet. 

Zu den einzelnen Vorschriften wird auf die Be- 
gründung des Vorschlags der Kommission der Eu- 
ropäischen Gemeinschaften — Drucksache 7/1758 — 
verwiesen. 


Konrad Dr. Gruhl 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. der Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften — Druck- 
sache 7/1758 — wird zur Kenntnis genommen; 

2. die Bundesregierung wird ersucht, darauf hinzuwirken, daß die Termine für 
das Inkrafttreten der Bestimmungen vorverlegt werden. 


Bonn, den 19. März 1975 


Der Innenausschuß 

Dr. Schäfer (Tübingen) Konrad Dr. Gruhl 

Vorsitzender Berichterstatter 
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